
„Recht“ auf Diskriminierung der DDR und ihrer Bürger, als „Recht“ auf 
Intervention in die Angelegenheiten der DDR und auf militärische 
Aggression der westdeutschen Imperialisten gegen die DDR aufgefaßt. Die 
Nichtanerkennung der DDR soll es den Imperialisten ermöglichen, zu 
gegebener Zeit sogar eine militärische Intervention als sozusagen inner­
deutsche Polizeiaktion darzustellen, die kein internationaler Konflikt ist, 
ja nicht einmal den Charakter einer zwischenstaatlichen „Gewaltanwen­
dung“ hat. Daß bekanntlich schon der Versuch einer solchen Aktion Krieg 
und wahrscheinlich Weltkrieg bedeuten würde, beantworten militärische 
Kreise in Bonn mit dem Hinweis, jede Politik enthalte nun einmal ein 
gewisses Risiko.

Es geht also nicht um irgendeine juristische Frage oder um eine Frage 
des Prestiges. Es geht um Frieden und europäische Sicherheit. Unter die 
Grenze der formellen Anerkennung und normalen Beziehungen von Staat 
zu Staat können wir deshalb nicht hinuntergehen. Wir können auch nie­
mandem durch sogenannte salvatorische Klauseln in Verträgen und Ab­
machungen das Recht zugestehen, die DDR als völkerrechtlich nicht 
existent anzusehen und ihre Bürger zu diskriminieren.

Entschärfung des Westberlin-Problems

Führende Westberliner Politiker, deren Urteilsvermögen offenbar unter 
der Erfolglosigkeit ihres kalten Krieges gegen die DDR stark gelitten hat, 
zerbrechen sich den Kopf darüber, wie sie aus Westberlin ein 11. Land 
der westdeutschen Bundesrepublik und aus der DDR das 12. bundesrepu­
blikanische Land machen können. So steht es in einer offiziellen Denk­
schrift, die der Senat von Westberlin der Bonner Regierung übergeben hat 
und die gegenwärtig von der Bonner Regierung geprüft wird. Im Zusam­
menhang mit der Veröffentlichung des Graubuches haben wir auch diese 
Tatsachen der Weltöffentlichkeit mitgeteilt. Diese Politik des Eindringens 
in die DDR, des kalten Krieges gegen die DDR und der Ausplünderung 
unseres Landes, wie das bis zum 13. August 1961 geschah, wollen nun 
diese Leute fortsetzen. Obendrein möchten sie noch — als Prämie so­
zusagen — Passierscheine von uns haben. Das paßt nicht ganz zusam­
men.

Die westdeutschen Expansionspolitiker werden von den Besatzungs­
mächten in Westberlin unter Verletzung des Völkerrechts, unter Verletzung 
der Lufthoheit der DDR und unter Mißbrauch der von ihnen für Zwecke
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